
§ 67 
 

Prüfungsrecht durch Vereinbarung 
 
Besteht keine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 53  HGrG, so soll das für Finanzen zuständige Minister ium, soweit 
das Interesse des Landes dies erfordert, bei Untern ehmen, die nicht Aktiengesellschaften, Kommanditges ellschaften 
auf Aktien oder Genossenschaften sind, darauf hinwi rken, dass dem Land in der Satzung oder im 
Gesellschaftsvertrag die Befugnisse nach den §§ 53 und 54 HGrG eingeräumt werden. Bei mittelbaren Bete iligungen 
gilt dies nur, wenn die Beteiligung den vierten Tei l der Anteile übersteigt und einem Unternehmen zust eht, an dem 
das Land allein oder zusammen mit anderen Gebietskö rperschaften mit Mehrheit im Sinne des § 53 HGrG bet eiligt 
ist. 
 
 

Verwaltungsvorschriften 
 
1. Auf die Einräumung der Befugnisse aus den §§ 53 und 54 HGrG soll insbesondere bei einer Änderung des Nennkapitals 
und der Beteiligungsverhältnisse hingewirkt werden. 
 
2. Auf die Einräumung der Befugnisse aus den §§ 53 und 54 HGrG soll auch bei den Verhandlungen über die Gründung 
eines Unternehmens und über den Erwerb von Anteilen an einem Unternehmen hingewirkt werden. 
 
3. Als Fassung für die Satzung (Gesellschaftsvertrag) empfiehlt sich: "Die zuständigen Stellen des Freistaats Thüringen 
haben die Befugnisse aus den §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes." Erforderlichenfalls ist der Wortlaut dieser 
Vorschriften zu wiederholen. 
 
4. Im Übrigen sind die Grundsätze für die Verwaltung von Beteiligungen des Freistaats Thüringen zu beachten. 


